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Univ.-Prof. Dr. MARTIN SPITZER ist Professor für Bürgerliches Recht und
Zivilverfahrensrecht an der WU Wien.

Bürgerliches Recht
Schwerpunkte: Allgemeiner Teil, Sachenrecht, Schuldrecht

Sachverhalt2

Nino betreibt einen Motorradhandel. Eines Tages verkauft er ein
Motorrad des Typs HTM V7 um € 18.000,– auf Kredit an Kira;
vereinbart wird Lieferung unter Eigentumsvorbehalt. Kira wählt
das beiNino übliche „Finanzierungspaket“: Die B-Bank gewährt
Kira Kredit in Höhe des Kaufpreises (36 Monatsraten à € 500,–
zzgl Zinsen), schreibt den Betrag direkt aufNinos Geschäftskon-
to gut und löst die Kaufpreisforderung im Einverständnis aller
Beteiligten ein. Außerdem überträgtNino der B-Bank „sein vor-
behaltenes Eigentum“, was Kira mitgeteilt wird.
Sofort wendet sich Nino per E-Mail an die Herstellerin HTM

AG, die ihm eine V7 „um € 10.000,–, zahlbar 2 Monate ab Lie-
ferung“ anbietet.Ninowundert sich, weil der niedrige Preis nicht
stimmen kann, freut sich aber über die günstige Gelegenheit. So-
gleich bestätigt er den Kauf „laut Angebot“ und trägt der HTM
AG auf, direkt an Kira zu liefern, was auch geschieht. Den wah-
ren Preis der V7 kennt Nino nicht. Er hätte sie um höchstens
€ 16.000,– gekauft.
Bei einer Ausfahrt mit der V7 kommt Kira wegen eines

Reifenplatzers zu Sturz. Während die V7 im Straßengraben lan-
det und nur Dellen davonträgt (Reparaturkosten: € 1.000,–),
bleibt Kira auf der Fahrbahn liegen und wird vom Autofahrer
Arno erfasst, weil dieser zu wenig Sicherheitsabstand gehalten
hat. Der Reifenplatzer ist darauf zurückzuführen, dass ein Mit-
arbeiter der HTM AG versehentlich eine defekte Felge mon-
tiert hat. Ob der Beinbruch, den Kira erleidet, schon beim
Sturz oder erst bei der Kollision mit Arno entstanden ist, kann
nicht festgestellt werden. Kira will die V7 trotz des Unfalls be-
halten, stellt aber die Ratenzahlungen „bis zur Mängelbehe-
bung“ ein. Die B-Bank droht daraufhin, sich auf den Eigen-
tumsvorbehalt zu berufen.
Als Nino schließlich fristgerecht € 10.000,– zahlt, reklamiert

dieHTMAG, der Preis für die V7 betrage € 17.000,–; ihr sei bloß
ein Tippfehler unterlaufen. Nino solle aufzahlen oder die V7 zu-
rückgeben.

Wie ist die Rechtslage?

Musterlösung
_

Dr. MARTIN LEGATH ist Rechtsanwaltsanwärter bei DSC Doralt Seist Csok-
lich und war davor Universitätsassistent an der WU Wien, wo er weiterhin
als externer Lehrender tätig ist.
Dr. DOMINIK SCHINDL ist Universitätsassistent an der WU Wien. Bis Mai
2025 war er außerdem Rechtsanwaltsanwärter bei der Schneider &
Schneider Rechtsanwalts GmbH.

I. Streckengeschäft

A. HTM AG gegen Nino auf Zahlung von € 7.000,–
gem § 1062 ABGB
Die HTM AG verlangt von Nino, dass er zu den bereits geleiste-
ten € 10.000,– auf den eigentlich gemeinten Preis (€ 17.000,–)
aufzahlt, sie will also weitere € 7.000,–. Es stellt sich daher die
Frage, (ob und) zu welchem Preis der Kaufvertrag über die V7
abgeschlossen wurde.
Ein (Kauf-)Vertrag kommt durch übereinstimmende Willens-

erklärungen (Angebot und Annahme) zustande. Dabei ist Ninos
ursprüngliche Anfrage mangels hinreichender inhaltlicher Be-
stimmtheit nicht als Angebot zu qualifizieren: Es fehlt der Preis,
der beim Kaufvertrag ein essentiale negotii darstellt.3 Sehr wohl
als Angebot und Annahme könnten die Antwort der HTM AG,
„um € 10.000,–“ liefern zu wollen, sowie Ninos Bestätigung „laut
Angebot“ gewertet werden. Dabei kommt es darauf an, ob die
Willenserklärungen deckungsgleich sind,4 wobei normativer
Konsens reicht. Natürlicher Konsens besteht nämlich nicht, denn
Nino wollte um € 10.000,– kaufen, die HTM AG aber um
€ 17.000,– verkaufen.
Es liegt freilich auch kein offener Dissens vor, weil sich dieWil-

lenserklärungen jedenfalls nach außen decken. Konkret geht es um
das Problem eines „erkannten“ Irrtums:Der Erklärungsempfänger
Nino wusste zwar, dass die HTMAG nicht um € 10.000,– verkau-
fen wollte, deren wahre (Preis-)Vorstellung kannte Nino aber
nicht. Darin liegt auch der Unterschied zum „durchschauten“ Irr-
tum, bei dem gemäß hA der Vertrag nach den tatsächlichen Vor-
stellungen des Irrenden zustande kommt (hier € 17.000,–).5
In Fällen des erkannten Irrtums besteht nach ganz hA hinge-

gen normativer Konsens hinsichtlich des tatsächlich Erklärten
(hier € 10.000,–): Weiß der Erklärungsempfänger nicht, was

1 Die Musterlösung berücksichtigt zwischenzeitige Änderungen der Rechtslage,
insb die Einführung eines eigenen Verbrauchergewährleistungsrechts mit
dem VGG, das am 1. 1. 2022 in Kraft getreten ist. Am Ergebnis ändert das
nichts, auf etwaige Unterschiede in der Argumentation wird in den Fußnoten
hingewiesen.

2 Der Prüfungsfall enthielt noch einen etwa 10% der Gesamtpunkte umfas-
senden und hier nicht berücksichtigten Teil, der die Pfandverschlechterung
durch Vermietung einer verpfändeten Liegenschaft betraf; dazu etwa Perner/
Spitzer/Kodek, Bürgerliches Recht7 (2022) 495, 501; Welser/Kletečka, Bürger-
liches Recht I15 (2018) Rz 1237; Wolkerstorfer, Pfandverschlechterung, in Per-
ner/Spitzer/Kodek (Hrsg), Österreich-Casebook Bürgerliches Recht3 (2023)
409.

3 Perner/Spitzer/Kodek7 59; Welser/Kletečka I15 Rz 401.
4 Perner/Spitzer/Kodek7 59f, 62ff; Welser/Kletečka I15 Rz 344f, 399, 418f, 423f.
5 Perner/Spitzer/Kodek7 104; Welser/Kletečka I15 Rz 497.
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der Erklärende konkret wollte, ist jedenfalls bei ausdrücklicher
Willenserklärung das Erklärte als objektiver Erklärungswert des
Angebots anzunehmen. Der Vertrag kommt daher mit der An-
nahme durch Nino über den im Angebot angeführten Preis zu-
stande, also über € 10.000,–.6 Das wird mit einem Größenschluss
zu § 871 Abs 1 Fall 2 ABGB begründet: Wenn der Vertrag bei
Offenbar-auffallen-Müssen und damit umso mehr auch bei tat-
sächlichem Auffallen anfechtbar ist,7 muss er davor erst einmal –
wenn eben auch anfechtbar – zustande kommen. Das ist insofern
stimmig, als es der Erklärende dann in der Hand hat, den Vertrag
doch noch hinzunehmen (oder allenfalls anzupassen).8 Da der
Vertrag mit einem Kaufpreis von € 10.000,– zustande kommt,
besteht kein Anspruch auf Aufzahlung.
EineMindermeinung vertritt, dass beim erkannten IrrtumDis-

sens wegen Mehrdeutigkeit oder Unbestimmtheit besteht (§ 869
ABGB).9 Diese Meinung hat für sich, dass die hA in einem Span-
nungsverhältnis zur Vertrauenstheorie steht, wennman fragt, wel-
ches Vertrauen denn eigentlich geschützt werden soll: Nino wuss-
te ja, dass das von der HTM AG objektiv Erklärte – Verkauf um
€ 10.000,– – so nicht gemeint war.10 Eine dahingehende Lösung
war bei entsprechender Begründung zulässig, auch dann hat die
HTM AG freilich keinen Anspruch auf Zahlung weiterer
€ 7.000,–. Konsequent musste die bereicherungsrechtliche Rück-
abwicklung (sogleich I.B und I.C) dann nach § 1431 ABGB ge-
prüft werden, die Ansprüche aus culpa in contrahendo (I.D) rich-
ten sich – mangels zustande gekommenen Vertrags – nicht auch
auf Vertragsaufhebung, sondern nur auf Wertersatz. Die sachen-
rechtliche Beurteilung (I.E) ändert sich nicht.

B. HTM AG gegen Nino auf Wertersatz für die V7
gem § 877 iVm § 871 ABGB
Die HTM AG erklärt, um € 10.000,– verkaufen zu wollen, ob-
wohl sie eigentlich € 17.000,– gemeint hat. Ihr unterläuft daher
ein beachtlicher Erklärungsirrtum.11 Dieser berechtigt die HTM
AG zum irrtumsrechtlichen Vorgehen gegen den Vertrag, wenn
eine der drei Alternativvoraussetzungen des § 871 Abs 1 ABGB
erfüllt ist, zumal der Irrtum kausal für den Vertragsschluss war.
Der Irrtum der HTM AG wurde weder rechtzeitig aufgeklärt
noch hat ihn Nino veranlasst, allerdings hätte Nino der Irrtum
nicht nur offenbar auffallen müssen, er hat ihn sogar erkannt,
was umso mehr ausreicht (Größenschluss).12
Die Rechtsfolgen können in der Aufhebung (§ 871 ABGB)

oder in der Anpassung (§ 872 ABGB) des Vertrags bestehen,13
je nach dem hypothetischen Parteiwillen: Hätten die Parteien
den Vertrag ohne Irrtum zu anderen Konditionen geschlossen
(unwesentlicher Irrtum), kann angepasst werden, sonst nicht.14
Laut Sachverhalt hätte Nino um höchstens € 16.000,– gekauft,
die HTM AG ging aber von € 17.000,– aus. Bei Kenntnis der
wahren Sachlage wäre daher gar kein Vertrag zustande gekom-
men. Der Irrtum ist somit wesentlich: Der Vertrag wird durch die
Irrtumsanfechtung zur Gänze beseitigt.15 Dass die HTM AG die-
ses Gestaltungsrecht auch ausüben möchte, falls Nino nicht auf
die € 17.000,– aufzahlt und die HTM AG dadurch klaglos stellt,
ergibt sich daraus, dass die HTM AG für diesen Fall das Motor-
rad zurückverlangt.
Da der Kaufvertrag zwischen der HTM AG und Nino nach

erfolgter Irrtumsanfechtung nicht mehr besteht, sind die wech-
selseitigen Leistungen bereicherungsrechtlich rückabzuwickeln.16
Im vorliegenden Fall stellt sich die Frage, gegen wen sich die
condictio sine causa (§ 877 ABGB) richtet. Schließlich hat die
HTM AG auf Ninos Geheiß direkt an Kira geliefert. Diese mehr-
personale Konstruktion ist als Anweisung (§ 1400 ABGB) zu

qualifizieren: Die HTM AG (Angewiesene) wird von Nino (An-
weisender) ermächtigt, im eigenen Namen und auf Ninos Rech-
nung an Kira (Anweisungsempfänger) zu leisten; Kira wird er-
mächtigt, die Leistung Ninos durch die HTM AG in Empfang zu
nehmen („doppelte Ermächtigung“).17 Die bereicherungsrechtli-
che Rückabwicklung orientiert sich aber nicht an der faktischen
Leistungsabwicklung, sondern an den Vertragsbeziehungen. Da
das Deckungsverhältnis zwischen der HTM AG und Nino besei-
tigt wird, steht der HTM AG die Leistungskondiktion gegen Ni-
no zu.18
Der Bereicherungsanspruch der HTM AG ist primär auf

Rückgabe der rechtsgrundlos geleisteten Sache in natura gerich-
tet. Da Nino die V7 an Kira weiterverkauft hat, liegt jedoch Un-
möglichkeit oder Untunlichkeit der Rückgabe vor, weil Kira –
wie sich zeigen wird (s I.E) – gutgläubig ein Anwartschaftsrecht
erworben hat und das Motorrad auch behalten möchte. Nino
muss daher Wertersatz in Form des erlangten Vorteils leisten.
Für die Berechnung des Vorteils sind die Vorschriften über den
redlichen und unredlichen Besitz heranzuziehen (§§ 329ff, 417
ABGB). Nino ist unredlich, weil er den Irrtum der HTM AG
erkannt hat und mit der Rückgabe der V7 rechnen musste.19 Er
hat daher seinen konkreten Nutzen, mindestens aber den Ver-
kehrswert zu ersetzen.20
Der genaue Anspruchsinhalt ist schwierig zu ermitteln. Prima

facie liegt es nahe, den konkreten Nutzen mit dem Weiterver-
kaufspreis von € 18.000,– festzumachen, tatsächlich ist er aber
wohl geringer, weil Nino in der Folge Gewährleistungspflichten
erwachsen (s II.A). Hierbei handelt es sich uE nicht um einen
unbeachtlichen Wegfall des Nutzens,21 weil ein innerer Konnex
zur eigentlichen Leistung besteht – diese war ja mangelhaft. Aus
demselben Grund ist der Mindestersatz (Verkehrswert) geringer,
weil Nino nicht um eine mangelfreie, sondern um eine mangel-
hafte V7 bereichert ist. Die Identifikation und Bearbeitung dieser
bereicherungsrechtlichen Probleme waren im gegebenen Kon-
text nicht verlangt. Entscheidend war, dass die Unredlichkeit
des Bereicherungsschuldners Nino bejaht und daran anknüpfend
die Ersatzpflicht mit dem konkreten Nutzen, mindestens aber
dem Verkehrswert, bemessen wurde.

6 Perner/Spitzer/Kodek7 104; Welser/Kletečka I15 Rz 497; vgl auch Karner/Kol-
bitsch, Bildschirme und Heizlüfter, in Perner/Spitzer/Kodek (Hrsg), Österreich-
Casebook Bürgerliches Recht3 (2023) 709 (711).

7 Bollenberger/P. Bydlinski in P. Bydlinski/Perner/Spitzer (Hrsg), KBB7 (2023)
§ 871 Rz 15; P. Bydlinski, Bürgerliches Recht Allgemeiner Teil9 (2021) Rz 8/18;
Welser/Kletečka I15 Rz 497.

8 Rummel, Von durchschauten Irrtümern, falschen Bezeichnungen und aufzu-
klärenden Mißverständnissen, JBl 1988, 1 (2 mit FN 10).

9 L. Schmid, Erkennbarer und erkannter Erklärungsirrtum, JBl 2016, 635 (642ff).
10 L. Schmid, JBl 2016, 635 (643); ähnliche Bedenken bestehen freilich schon
bei der Alternativvoraussetzung des Offenbar-auffallen-Müssens (Perner/
Spitzer/Kodek7 104).

11 Perner/Spitzer/Kodek7 101; Welser/Kletečka I15 Rz 471.
12 Bollenberger/P. Bydlinski in KBB7 § 871 Rz 15; P. Bydlinski, AT9 Rz 8/18; Wel-

ser/Kletečka I15 Rz 497.
13 Das gilt auch beim „erkannten Irrtum“ (Rummel, JBl 1988, 1 [2f]; aA – keine
Vertragsanpassung – Schlemmer, Erkannter Irrtum und irrtümliche Er-
kenntnis, JBl 1986, 149 [150 FN 13].

14 Zur – überwiegend verneinten – Frage nach einem Wahlrecht des Irrenden
beim wesentlichen Irrtum Welser/Kletečka I15 Rz 504.

15 Perner/Spitzer/Kodek7 109; Welser/Kletečka I15 Rz 485f.
16 Perner/Spitzer/Kodek7 110, 397f; Welser/Kletečka I15 Rz 500; Welser/Zöchling-

Jud, Bürgerliches Recht II14 (2015) Rz 1698.
17 Perner/Spitzer/Kodek7 680f; Welser/Zöchling-Jud II14 Rz 708ff.
18 Perner/Spitzer/Kodek7 684f; Welser/Zöchling-Jud II14 Rz 1712f.
19 So auch Karner/Kolbitsch in Perner/Spitzer/Kodek, Österreich-Casebook3 709
(713).

20 Perner/Spitzer/Kodek7 407f; Welser/Zöchling-Jud II14 Rz 1751ff.
21 Dazu Perner/Spitzer/Kodek7 408f; Welser/Zöchling-Jud II14 Rz 1760.
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Da die Leistungskondiktion jedenfalls dem Grunde nach zu
bejahen ist, ist ein subsidiärer22 Verwendungsanspruch nicht zu
prüfen.

C. Nino gegen HTM AG auf Rückzahlung von € 10.000,–
gem § 877 ABGB
Nino hat die ursprünglich geschuldeten € 10.000,– schon ge-
leistet, ehe es zur Anfechtung des Vertrags durch die HTM
AG kommt. Daher kann auch er seine Leistung zurückfor-
dern.23 Da auch der Rückabwicklungsanspruch der HTM AG
gegen Nino auf Geld gerichtet ist, kann der hier behandelte
Anspruch natürlich schon dort (I.B) aufrechnungsweise mitge-
prüft werden.

D. HTM AG/Nino – Nino/HTM AG auf Schadenersatz aus cic
Nach einhelliger Auffassung kann nicht nur List und Drohung
(§ 874 ABGB), sondern auch die fahrlässige Verletzung vorver-
traglicher Aufklärungspflichten als culpa in contrahendo scha-
denersatzpflichtig machen. Nach inzwischen hA kommt auch ei-
ne Haftung des schuldhaft Irrenden in Betracht.24
Im vorliegenden Fall kann hinsichtlich des erforderlichen

sorgfaltswidrigen Verhaltens zum einen bei Nino angeknüpft
werden, der sich bei der HTM AG nicht nach dem eigentlich
Gemeinten erkundigt hat, obwohl ihm deren (Erklärungs-)Irr-
tum aufgefallen ist. Zum anderen kann bei der HTM AG ange-
knüpft werden, der fahrlässig ein Tippfehler unterlaufen ist.
Wechselseitige Schadenersatzansprüche liegen daher ebenso na-
he wie Mitverschulden (§ 1304 ABGB), wobei auch ein Entfall
der Haftung bzw Kulpakompensation (§ 878 Satz 3 ABGB) nicht
unvertretbar erscheinen.25
Zu ersetzen wäre jedenfalls (nur) das Vertrauensinteresse, weil

der Vertrag ohne die jeweilige (Aufklärungs-)Pflichtverletzung
nicht zustande gekommen wäre. Inhalt des Anspruchs sind da-
her Vertragsaufhebung und Wertersatz.

E. HTM AG gegen Kira auf Herausgabe der V7
gem § 366 ABGB
Da die Irrtumsanfechtung den Vertrag zwischen der HTM AG
und Nino mit sachenrechtlicher Ex-tunc-Wirkung beseitigt,
kommt auch ein sachenrechtlicher Herausgabeanspruch in Be-
tracht.26 Voraussetzungen für die rei vindicatio (§ 366 ABGB)
sind das Eigentum der Klägerin HTM AG, die Innehabung der
Beklagten Kira und dass diese kein Recht zur Innehabung hat.27
Bis zur Irrtumsanfechtung stellt sich die sachenrechtliche La-

ge wie folgt dar: Zwischen der HTM AG und Nino besteht mit
dem Kaufvertrag ein Titel, der einen derivativen Eigentumser-
werb rechtfertigen könnte. Zwischen Nino und Kira besteht wie-
derum ein Kaufvertrag unter Eigentumsvorbehalt, der einen de-
rivativen Anwartschaftserwerb rechtfertigen könnte. Zwar wurde
die V7 nicht an Nino und von diesem weiter an Kira übergeben,
die Abwicklung im kurzen Weg („Streckengeschäft“) ändert aber
grundsätzlich nichts am Ergebnis:28 Mit Übergabe der V7 durch
die HTM AG direkt an Kira hat diese also das Anwartschafts-
recht erworben und – da sie als Vorbehaltskäuferin für Nino
Fremdbesitzerin ist – Nino Eigentum.29 Freilich hat Nino noch
vor Übergabe an Kira „sein vorbehaltenes Eigentum“ an die B-
Bank übertragen, wovon Kira verständigt wurde. Die B-Bank hat
daher durch antizipierte Besitzanweisung30 derivativ das vorbe-
haltene Eigentum erworben. Bis zur Auflösung des Vertrags ist
das auch vollkommen stimmig, weil die Titelkette HTM AG –
Nino – B-Bank deren Eigentumserwerb rechtfertigt und die Ti-
telkette HTM AG – Nino – Kira deren Anwartschaftserwerb.

Fällt der Titel zwischen der HTM AG und Nino wegen Irr-
tumsanfechtung sachenrechtlich ex tunc weg, scheidet ein deri-
vativer Erwerb Ninos mangels Titels aus. Damit fehlt für einen
derivativen Anwartschaftserwerb von Kira im Streckengeschäft
eine geschlossene Titelkette31 und für einen derivativen Eigen-
tumserwerb der B-Bank die Berechtigung des Vormanns Nino.
Es könnte aber zu einem gutgläubigen Erwerb gem § 367 ABGB
(analog) gekommen sein, und zwar entweder bei der B-Bank
oder bei Kira:
Zunächst könnte die HTM AG ihr Eigentum durch einen gut-

gläubigen Eigentumserwerb durch die B-Bank nach der bzw in
Analogie zur Vertrauensmannvariante verloren haben, womit
die rei vindicatio der HTM AG schon mangels Aktivlegitimation
zu verneinen wäre: Die V7 ist eine körperliche, bewegliche Sache,
und die B-Bank hat mit der Finanzierungsabrede einen gültigen32
Titel für den Erwerb des Eigentums. Die V7 wurde außerdem
übergeben,33 und die B-Bank war gutgläubig,34 was die Frage nach
den Alternativvoraussetzungen aufwirft: Hätte die HTM AG die
V7 an Nino geliefert und dieser sie selbst an die B-Bank weiter-
veräußert und übergeben, wäre ein Erwerb der B-Bank nach § 367
ABGB zu bejahen, zumal die Vertrauensmanneigenschaft des
Mittelsmanns auch bei gescheiterter Einzelrechtsnachfolge (wie
hier bei irrtumsrechtlicher Anfechtung eines Kaufvertrags) bejaht

22 Perner/Spitzer/Kodek7 403; Welser/Zöchling-Jud II14 Rz 1733.
23 Perner/Spitzer/Kodek7 110, 397; Welser/Kletečka I15 Rz 500.
24 Perner/Spitzer/Kodek7 110, 159ff, 358f; Welser/Kletečka I15 Rz 538; Welser/

Zöchling-Jud II14 Rz 68ff.
25 Vgl Koziol, Zum Entfall der Schadenersatzpflicht des fahrlässig Irrenden, in FS
Schmidlin (1998) 291; L. Schmid, Kein negativer Vertrauensschutz im Irr-
tumsrecht des ABGB, ÖJZ 2016, 485 (487ff).

26 Perner/Spitzer/Kodek7 122f, 464f; Welser/Kletečka I15 Rz 501; Welser/Zöchling-
Jud II14 Rz 1692.

27 Perner/Spitzer/Kodek7 453f; Welser/Kletečka I15 Rz 1083.
28 Perner/Spitzer/Kodek7 682f; Welser/Kletečka I15 Rz 1020ff.
29 An sich ist ein Eigentumserwerb des Mittelsmanns beim Streckengeschäft
nach hA zu verneinen (Perner/Spitzer/Kodek7 683f; Welser/Kletečka I15
Rz 1026): Die Auffassung von Spielbüchler, Übereignung durch mittelbare
Leistung, JBl 1971, 589 (592ff), dass der intendierten Übereignung an den
Letzterwerber ein Besitz- und damit Eigentumserwerb des Mittelsmanns
durch Besitzkonstitut vorangeht, weil der Erstveräußerer die Sache durch die
Übergabe an den Dritten als Sache des Mittelsmann behandle und damit für
ihn Besitz ausübe, hat Koziol, Streckengeschäft und Anweisung, JBl 1977,
617 (618, 621ff) uE überzeugend widerlegt. Aber auch der Erwerber will im
Normalfall nicht „für den Mittelsmann“, sondern für sich selbst besitzen
(Koziol, JBl 1977, 617 [621ff]). In concreto wurde im Valutaverhältnis aller-
dings ein Eigentumsvorbehalt bedungen, sodass die Begründung der hA hier
nicht greift: Erwerberin Kira wollte als Vorbehaltskäuferin sehr wohl für Nino
besitzen (zur genauen dogmatischen Herleitung und zur Vereinbarkeit mit
den pfandrechtlichen Publizitätsvorschriften F. Bydlinski in Klang/Gschnitzer
[Hrsg], Kommentar zum Allgemeinen bürgerlichen Gesetzbuch IV/22 [1978]
668f; für Besitzmittlung, wenn das Verhältnis B-C nicht auf Verschaffung von
Eigentum gerichtet ist, auch Spielbüchler, JBl 1971, 589 [591]; weiters Koziol,
JBl 1977, 617 [621]).

30 Zu dieser Figur Iro/Riss, Sachenrecht8 (2023) Rz 2/40.
31 Perner/Spitzer/Kodek7 683; Welser/Kletečka I15 Rz 1026.
32 § 367 ABGB verlangt außerdem Entgeltlichkeit des Titels. Da es sich in con-

creto um eine Sicherungsübereignung handelt, die in ihrer Funktion dem
Pfandrecht nahesteht, dürfte eine Orientierung an § 456 ABGB zum gut-
gläubigen Pfandrechtserwerb naheliegen: Dort wird teils generell auf das
Erfordernis der Entgeltlichkeit verzichtet, teils wird es mit einem Hinweis auf
§ 1369 ABGB bejaht (Koziol/Welser I15 Rz 1214; vgl auch Perner/Spitzer/Kodek7
498f). Nach aA kommt es darauf an, ob das Pfand in funktionalem Zusam-
menhang mit einer Gegenleistung des Erwerbers bestellt wird (Iro/Riss, Sa-
chenrecht8 Rz 9/20, 10/17), was hier mit Blick auf die Drittfinanzierung des
Kaufs der V7 der Fall ist.

33 Allerdings ist strittig, ob eine (hier: antizipierte) Besitzanweisung für einen
Gutglaubenserwerb nach § 367 ABGB ausreicht (vgl nur Iro/Riss, Sachen-
recht8 Rz 6/49). Wegen der Nähe der Sicherungsübereignung zum Pfandrecht
(FN 32) ist noch darauf hinzuweisen, dass die Besitzanweisung dabei im
Regelfall des derivativen Erwerbs – anders als das Besitzkonstitut – eine
taugliche Übergabeform ist (Perner/Spitzer/Kodek7 496, 508; Welser/Kletečka
I15 Rz 1196, 1298, 1301).

34 Zur Diskussion des notwendigen Bezugspunkts noch bei FN 38.
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wird.35 Das legt nahe, den vorliegenden Fall, in dem die HTM AG
auf Basis des später beseitigten Titels zwar nicht an Nino, aber auf
dessen Anweisung an Kira geliefert hat, gleich zu behandeln.
Im Detail ist die Situation noch komplizierter: Neben den an

sich schon schwierigen Fragen der Entgeltlichkeit des Titels36 und
der Tauglichkeit des Modus Besitzanweisung37 ist zu berücksich-
tigen, dass Nino zu dem Zeitpunkt, zu dem er „sein vorbehalte-
nes Eigentum“ an die B-Bank überträgt, die V7 noch nicht ein-
mal durch Kira besitzt, weil die Lieferung an sie erst später er-
folgt. Damit ist Bezugspunkt des Vertrauens der B-Bank jeden-
falls ursprünglich nicht das Eigentum von Nino, sondern bloß
das Bestehen eines gültigen Titels zwischen der HTM AG und
Nino, der die zukünftige Lieferung an Kira und damit Ninos Ei-
gentumserwerb rechtfertigt. Ob das ausreicht, könnte fraglich
sein, da sich die Redlichkeit im Regelfall auf die Eigentümerstel-
lung des Veräußerers beziehen muss (§ 368 Abs 1 Satz 1
ABGB).38 Freilich ist die B-Bank auch noch bei der Übergabe
der V7 an Kira redlich, und zwar in Bezug auf den (Durch-
gangs-)Erwerb des Nino, was für die Anwendung von § 367
ABGB sprechen könnte. Verlangt war daher keine Lösung dieses
Problems, sondern bloß die vernünftige Auseinandersetzung mit
der Frage, ob die B-Bank Eigentum erworben hat.
Verneint man einen gutgläubigen Eigentumserwerb der

B-Bank, ist die HTM AG weiterhin Eigentümerin und Kira
Inhaberin, was die Frage nach dem Bestehen eines Rechts
zur Innehabung aufwirft. Zu denken ist an ein Anwartschafts-
recht, das Kira mangels dinglicher Berechtigung von Nino zwar
nicht derivativ erworben hat, aber womöglich gutgläubig: Sie
erwirbt die V7, eine bewegliche körperliche Sache, aufgrund
eines entgeltlichen Titels, die V7 wurde ihr auch übergeben,
und Kira ist gutgläubig mit Blick auf ihren Anwartschaftser-
werb.39 Hinsichtlich der Alternativvoraussetzungen ist zu be-
denken, dass Kira die V7 zwar nicht vom besitzenden Nicht-
eigentümer Nino übergeben erhält, sondern direkt von der
HTM AG. Im Streckengeschäft wird aber ein Gutglaubenser-
werb in Analogie zur Vertrauensmannvariante bejaht, weil
der Eigentümer – auf Anweisung des Mittelsmanns – die Sache
dem gutgläubigen Erwerber ja sogar selbst übergibt.40 Kira hat
das Anwartschaftsrecht daher gutgläubig erworben und somit
ein Recht zur Innehabung. Sie ist keinem Herausgabeanspruch
der HTM AG ausgesetzt.
Wer schon den Eigentumserwerb der B-Bank bejaht, muss

den Anwartschaftserwerb der Kira an dieser Stelle nicht mehr
prüfen. Kiras Anwartschaftserwerb wäre dann aber spätestens
beim Herausgabeanspruch der B-Bank zu untersuchen (II.G).
Beide Lösungen führen jedenfalls dazu, dass die HTMAG keinen
Herausgabeanspruch gegen Kira hat.

F. HTM AG/Nino gegen Kira auf Herausgabe der V7
gem § 1041 ABGB
EinVerwendungsanspruch nach § 1041ABGB scheidet wegen des
gutgläubigenAnwartschaftserwerbs (s I.E) aus, weil sonst dieWer-
tung des § 367 ABGB unterlaufen würde.41 Bejaht man den gut-
gläubigen Eigentumserwerb der B-Bank, gilt für sie dasselbe.

II. Drittfinanzierter Kauf

A. Kira gegen Nino auf Verbesserung (Austausch) der V7
gem §§ 12f VGG
Zwischen Kira und Nino besteht ein Kaufvertrag über ein Motor-
rad des Typs HTM V7 zum Preis von € 18.000,–. Wie sich he-
rausstellt, war im Motorrad schon im Zeitpunkt der Lieferung

eine defekte Felge verbaut. Es ist daher zu prüfen, ob Kira ein
Recht auf Gewährleistung hat.
Seit 2022 bestehen nebeneinander drei verschiedene Ge-

währleistungsregime. Im vorliegenden Fall geht es um einen
Verbrauchervertrag über den Kauf einer Ware, dh einer beweg-
lichen körperlichen Sache. Es kommt daher in erster Linie das
VGG zur Anwendung, daneben gelten das ABGB und das
KSchG.42
Grundvoraussetzung für Gewährleistung ist ein Mangel im

Zeitpunkt der Übergabe. Ein Mangel ist eine Abweichung vom
vertraglich Geschuldeten, die nach dem VGG im Fehlen vertrag-
lich vereinbarter oder objektiv erforderlicher Eigenschaften be-
stehen kann (§§ 4ff VGG, vgl § 922 ABGB). Eine objektiv erfor-
derliche Eigenschaft ist ua die Eignung der Ware für Zwecke, für
die derartige Waren üblicherweise verwendet werden (§ 6 Abs 2
Z 1 VGG). Daran fehlt es bei einem Motorrad, dessen defekte
Felge während des Motorradfahrens zu einem Reifenplatzer
führt. Die V7 bietet nicht die gewöhnlich vorausgesetzte Ver-
kehrs- und Betriebssicherheit. Außerdem handelt es sich um ei-
nen sogWeiterfressermangel, weil der zunächst nicht erkennbare
Defekt der Felge zu einem Reifenplatzer und infolge des Sturzes
zu weiteren Schäden an der V7 führt. Da der gesamte Mangel
bereits im Zeitpunkt der Übergabe angelegt war, muss Nino auch
für die genannten Folgen gewährleistungsrechtlich einstehen.43
Kira hat zunächst Anspruch auf die primären Gewährleis-

tungsbehelfe. Sie kann also Verbesserung (Reparatur der beschä-
digten V7) oder Austausch (Lieferung einer neuen V7) verlangen
(§ 12 Abs 2 VGG; vgl § 932 Abs 2 ABGB).44 Der Sachverhalt ent-
hält keine Anhaltspunkte dafür, dass einer der Behelfe unmöglich
oder – verglichen mit dem anderen Behelf – für Nino mit einem
unverhältnismäßig hohen Aufwand verbunden wäre. Kira möch-
te die V7 behalten, sodass sie wohl Verbesserung verlangen wird.

B. Kira gegen Nino auf Verbesserung (Austausch) der V7
gem § 933a ABGB
Ein Anspruch auf Schadenersatz statt Gewährleistung besteht
nicht, weil Nino kein Verschulden an der Schlechterfüllung trifft.
Bei genauer Betrachtung fehlt es schon an der Rechtswidrigkeit,
weil sich Nino nicht objektiv sorgfaltswidrig verhalten hat (Ver-
haltensunrechtslehre).45 Er konnte den Defekt der Felge nicht er-
kennen, zumal das Motorrad direkt von der HTM AG an Kira
geliefert wurde. Als Händler ist er gegenüber seinen Kunden
auch nicht zur sorgfältigen Produktion der gehandelten Waren
verpflichtet, sondern nur zur sorgfältigen Auswahl seiner Zulie-

35 Perner/Spitzer/Kodek7 468; Welser/Kletečka I15 Rz 1045.
36 Vgl FN 32.
37 Vgl FN 33.
38 Ob auch das Vertrauen auf die Verfügungsbefugnis ausreicht, ist außer in der
Unternehmervariante, für die § 368 Abs 1 Satz 2 ABGB das eigens normiert
(Perner/Spitzer/Kodek7 467; Welser/Kletečka I15 Rz 1038), umstritten (Holzner
in Kletečka/Schauer (Hrsg), ABGB-ON1.06 § 367 Rz 6 [Stand: 1. 1. 2023]).

39 Zur Möglichkeit eines gutgläubigen Anwartschaftserwerbs Perner/Spitzer/
Kodek7 479; Welser/Kletečka I15 Rz 1329.

40 Perner/Spitzer/Kodek7 683; Welser/Kletečka I15 Rz 1026; vgl auch Karner/Kol-
bitsch in Perner/Spitzer/Kodek, Österreich-Casebook3 709 (714).

41 Perner/Spitzer/Kodek7 403, 469; Welser/Zöchling-Jud II14 Rz 1731.
42 Dullinger, Schuldrecht Allgemeiner Teil7 (2021) Rz 3/71ff; Perner/Spitzer/Ko-

dek7 191f. Bei der Fachprüfung im Oktober 2020 war der Fall noch nach der
alten Rechtslage zu beurteilen, dh Gewährleistung (nur) nach den damals
geltenden Bestimmungen des ABGB und KSchG zu prüfen.

43 Dullinger, SR AT7 Rz 3/82; Perner/Spitzer/Kodek7 201; vgl auch P. Bydlinski,
Unglücksfälle auf der Straße, in Perner/Spitzer/Kodek (Hrsg), Österreich-Ca-
sebook Bürgerliches Recht3 (2023) 641 (645f).

44 Dullinger, SR AT7 Rz 3/87, 3/91a; Perner/Spitzer/Kodek7 196f.
45 Perner/Spitzer/Kodek7 332; Welser/Zöchling-Jud II14 Rz 1386.
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ferer. Damit scheidet eine Erfüllungsgehilfenzurechnung der
HTM AG (und deren Mitarbeiters) nach § 1313a ABGB aus.
Es bestehen außerdem keine Anhaltspunkte für ein Auswahlver-
schulden (culpa in eligendo).46

C. Kira gegen Nino auf (teilweise) Rückzahlung
des Kaufpreises gem § 877 iVm § 872 ABGB
Überlegenswert ist, ob Kira den Kaufvertrag irrtumsrechtlich an-
fechten (§ 871 ABGB) oder – da sie das Motorrad behalten will –
dahingehend anpassen (§ 872 ABGB) kann, dass sie für das man-
gelhafte Motorrad einen geringeren Preis zu zahlen hat und in
der Folge das „zu viel“ Geleistete bereicherungsrechtlich zurück-
verlangen kann. Allerdings war Kiras Irrtum nur ein Irrtum über
die zukünftige Lieferung einer mangelhaften Sache, der bei Gat-
tungsschulden regelmäßig unbeachtlich ist. Da auch nicht die
ganze Gattung mangelhaft war, was zu einem beachtlichen Ei-
genschaftsirrtum führen könnte, hat Kira schon dem Grunde
nach kein Anfechtungsrecht.47
Außerdem ist nach dem Sachverhalt eher nicht anzunehmen,

dass sich die Vertragsparteien auf den (Ver-)Kauf eines mangel-
haften Motorrads geeinigt hätten. Nach dem hypothetischen Par-
teiwillen läge also eher ein wesentlicher Irrtum vor, der zum
gänzlichen Wegfall des Vertrags und zur wechselseitigen Rück-
abwicklung führen würde.48 Das möchte Kira aber gerade nicht –
sie will die gekaufte V7 behalten.

D. Nino gegen HTM AG auf Verbesserung (Austausch)
der V7 gem § 932 Abs 2 ABGB
Da sich Nino bei der HTM AG eingedeckt hat und der Mangel
auch in diesem Verhältnis bereits im Zeitpunkt der Übergabe
angelegt war, kann Nino grundsätzlich seinerseits Gewährleis-
tungsrechte gegen die HTM AG geltend machen. Allerdings ist
zu bedenken, dass im Verhältnis zwischen der HTM AG und
Nino die Möglichkeit einer Irrtumsanfechtung besteht (I.B).49
Ziel der Gewährleistungsbehelfe ist die Wiederherstellung der
subjektiven Äquivalenz im Vertrag. Geht man davon aus, dass
dieser Vertrag bereits aufgelöst wurde und ohnehin rückabzuwi-
ckeln ist, bleibt für Gewährleistungsbehelfe kein Platz mehr. Wie
bereits erwähnt, wird die Mangelhaftigkeit des Motorrads bei der
bereicherungsrechtlichen Rückabwicklung zu berücksichtigen
sein (I.B).
Bejaht man den Gewährleistungsanspruch im Grundsatz

(„Händlerregress“), stellt sich für Studierende häufig die Frage
nach der Relevanz von § 933b ABGB. Diese Bestimmung wäre
allerdings nur von Bedeutung, wenn die Gewährleistungsfristen
des § 933 ABGB schon abgelaufen wären, worauf aber nichts
hinweist.

E. B-Bank gegen Kira auf Zahlung der fälligen
Kaufpreisraten gem § 1062 iVm § 1422 ABGB
Kira stellt die Zahlungen an die B-Bank ein. Es ist zu prüfen, ob
die B-Bank einen Anspruch auf diese Zahlungen hat. Eine An-
spruchsgrundlage bietet zunächst die Kaufpreisforderung Ninos,
die die B-Bank im Einverständnis aller Beteiligten eingelöst hat.
Das heißt, mit der Zahlung (Gutschrift) des Kaufpreises an Nino
geht die Kaufpreisforderung ohne Weiteres auf die B-Bank über
(§ 1422 ABGB, „notwendige Zession“).50 Die B-Bank ist somit
die neue Gläubigerin der Kaufpreisforderung geworden.
Inhaltlich wird die Kaufpreisforderung durch die Einlösung

nicht verändert. Die Schuldnerin Kira behält auch gegenüber
der Neugläubigerin B-Bank alle Einwendungen, die sie dem Alt-
gläubiger Nino entgegenhalten konnte (§ 1396 ABGB, „zessions-

rechtliches Verschlechterungsverbot“).51 Es ist daher zu prüfen,
ob entsprechende Einwendungen bestehen: Wie bereits erörtert,
hat Nino mangelhaft geleistet. Solange er nicht verbessert oder
austauscht, hat Kira gegenüber der B-Bank die Einrede des nicht
gehörig erfüllten Vertrags (§ 1052 ABGB analog).52 Momentan
kann Kira daher die Durchsetzung des Kaufpreiszahlungsan-
spruchs verhindern.
Zu prüfen ist weiters, ob Kira auf die sekundären Gewährleis-

tungsbehelfe umsteigen, also den Preis mindern oder den Vertrag
auflösen kann (§ 14f VGG). Da sie die V7 behalten will, ist in
erster Linie an Preisminderung zu denken. Ein Umschwenken
auf diesen Sekundärbehelf kann mit dem Vorliegen eines schwer-
wiegenden Mangels begründet werden (§ 12 Abs 4 Z 2 VGG).
Da Kira aufgrund des Mangels verletzt wird, kann dieser als
„schwerwiegend“ bezeichnet werden: Die schweren Folgen lassen
es unzumutbar erscheinen, von Kira zu verlangen, dass sie Nino
eine „zweite Chance“ zur Verbesserung oder zum Austausch
gibt.53 Die Einwendung der Preisminderung kann daher bejaht
werden.
Aus dem gleichen Grund hätte Kira wahlweise auch ein Recht

auf Vertragsauflösung, zumal kein bloß geringfügiger Mangel
vorliegt (§ 12 Abs 5 VGG).54 Allerdings will Kira die V7 ohnehin
behalten, sodass Vertragsauflösung und Geringfügigkeit nicht
geprüft werden mussten.

F. B-Bank gegen Kira auf Zahlung der fälligen Kreditraten
gem § 988 ABGB55

Die B-Bank kann sich nicht nur auf die eingelöste Kaufpreisfor-
derung, sondern auch auf den Kreditvertrag stützen, den sie mit
Kira abgeschlossen hat. Grundsätzlich bestehen Kauf- und Kre-
ditvertrag unabhängig voneinander, sodass die Einrede des nicht
gehörig erfüllten (Kauf-)Vertrags im Kreditverhältnis nicht erho-
ben werden kann („Aufspaltungsrisiko“).56 Allerdings ist zu be-
achten, dass es sich hier um einen Verbraucherkreditvertrag iSd
§ 2 Abs 3 VKrG mit einem Gesamtkreditbetrag von zumindest

46 Perner/Spitzer/Kodek7 352; Welser/Zöchling-Jud II14 Rz 1525.
47 Perner/Spitzer/Kodek7 103;Welser/Kletečka I15 Rz 475;Welser/Zöchling-Jud II14
Rz 414.

48 Perner/Spitzer/Kodek7 109f; Welser/Kletečka I15 Rz 485ff, 495ff; zur Frage ei-
nes Wahlrechts beim wesentlichen Irrtum schon FN 14.

49 Zur Konkurrenz Perner/Spitzer/Kodek7 110; Welser/Zöchling-Jud II14 Rz 414.
50 Perner/Spitzer/Kodek7 664f, 689f; Welser/Zöchling-Jud II14 Rz 461, 571, 799.
51 Perner/Spitzer/Kodek7 659, 690; Welser/Zöchling-Jud II14 Rz 550, 800.
52 Perner/Spitzer/Kodek7 197, 690; Welser/Zöchling-Jud II14 Rz 186.
53 Dullinger, SR AT7 Rz 3/97ff; Perner/Spitzer/Kodek7 199. Bei der Fachprüfung
im Oktober 2020 konnte argumentiert werden, dass die primären Behelfe für
den Übernehmer aus triftigen, in der Person des Übergebers liegenden
Gründen unzumutbar sind (§ 932 Abs 4 ABGB). Diese Argumentation fällt
jedoch schwieriger: Nino war der Defekt der Felge nämlich nicht erkennbar.
Objektiv gesehen mag der Vorfall ein Grund sein, das Vertrauen in die Her-
stellerin HTM AG zu verlieren, nicht aber in Händler Nino (vgl Perner/Spitzer/
Kodek7 198; Welser/Zöchling-Jud II14 Rz 351).

54 Dullinger, SR AT7 Rz 3/105f; Perner/Spitzer/Kodek7 201.
55 Nach hA liegt in derartigen Drittfinanzierungsfällen konstruktiv kein klassi-
scher Kreditvertrag vor, weil dann mit der Zahlung des Finanzierers an den
Verkäufer die Kaufpreisforderung getilgt und der Eigentumsvorbehalt un-
tergehen bzw das Anwartschaftsrecht zum Vollrecht würde. Um die dingliche
Sicherheit aufrechtzuerhalten, wird der Drittfinanzierer vom Käufer vielmehr
iSd § 1002 ABGB beauftragt, die Forderung einzulösen (Übergang der Kauf-
preisforderung nach § 1422 ABGB), sodass er gegen den Käufer einen Auf-
wandersatzanspruch nach § 1014 ABGB hat (Rabl/Herndl/Riedler, Schuld-
recht Besonderer Teil7 [2021] Rz 1/41; Welser/Zöchling-Jud II14 Rz 799; vgl
auch Perner/Spitzer/Kodek7 690). Für die Anwendbarkeit des § 13 Abs 2 VKrG
ist das unschädlich (Apathy/Perner in KBB7 § 1063 ABGB Rz 19; Bollenberger,
Das Kreditgeschäft, in Apathy/Iro/Koziol [Hrsg], Österreichisches Bankver-
tragsrecht IV2 [2012] 1 [Rz 1/238]).

56 Perner/Spitzer/Kodek7 690; Welser/Zöchling-Jud II14 Rz 800.
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€ 200,– und einer Laufzeit von mehr als 3 Monaten handelt, so-
dass der 2. Abschnitt des VKrG anwendbar ist (§ 4 VKrG).
In diesem Abschnitt findet sich unter anderem eine Regelung

über verbundene Kreditverträge (§ 13 VKrG). Der vorliegende
Kreditvertrag ist ein verbundener, weil er der Finanzierung eines
Vertrags über die Lieferung einer bestimmten Ware dient (Abs 1
Z 1) und mit dem finanzierten Vertrag objektiv betrachtet eine
wirtschaftliche Einheit bildet (Abs 1 Z 2). Dafür spricht, dass Ki-
ra ein „Finanzierungspaket“ wählt, das bei Nino „üblich“ ist, an
dem seine Hausbank beteiligt ist (Nino hat bei der B-Bank sein
Geschäftskonto) und das „im Einverständnis aller Beteiligten“
abgewickelt wird. Das sind ausreichende Anhaltspunkte dafür,
dass die B-Bank und Nino im Rahmen der Finanzierung zuei-
nander in vertragliche Beziehung treten oder wegen solcher Fi-
nanzierungen sogar in ständiger Geschäftsverbindung stehen
(Abs 1 Z 2 lit d). Außerdem legt der Sachverhalt nahe, dass sich
die B-Bank bei der Vorbereitung oder beim Abschluss des Kredit-
vertrags der Mitwirkung Ninos bedient (Abs 1 Z 2 lit b).
Da ein verbundener Kreditvertrag vorliegt, kann Kira ihre

Einwendungen aus dem Kaufvertrag auch der Kreditforderung
der B-Bank entgegenhalten, was als „Einwendungsdurchgriff “
bezeichnet wird (§ 13 Abs 2 VKrG). Solange der Mangel amMo-
torrad nicht behoben ist, steht Kira daher die Einrede des nicht
gehörig erfüllten Vertrags (§ 1052 ABGB analog) auch gegen die
Kreditforderung der B-Bank zu,57 gegebenenfalls auch die Ein-
wendung der Preisminderung (II.E).

G. B-Bank gegen Kira auf Herausgabe der V7
gem § 366 ABGB
An dieser Stelle kann auf die obigen Ausführungen (I.E) ver-
wiesen werden: Geht man davon aus, dass die B-Bank nicht
gutgläubig Eigentum erworben hat, erübrigt sich die weitere
Anspruchsprüfung, weil sie dann für eine rei vindicatio schon
nicht aktivlegitimiert wäre. Wer annimmt, dass die B-Bank
nach § 367 ABGB (analog) Eigentümerin geworden ist, muss
(spätestens) an dieser Stelle einen gutgläubigen Anwartschafts-
rechtserwerb durch Kira prüfen und bejahen. Da Kira ein
Recht zur Innehabung hat, scheitert der Herausgabeanspruch
jedenfalls.

H. B-Bank gegen Nino auf Beseitigung der Einrede des
nicht gehörig erfüllten Vertrags der Kira gem §§ 1397,
1423 ABGB
Nach § 1397 Satz 2 ABGB gelten bei einer entgeltlichen Forde-
rungsabtretung besondere Gewährleistungsregeln: Der Altgläu-
biger hat gegenüber dem Neugläubiger für die Richtigkeit (ver-
einbarte rechtliche Qualität) und Einbringlichkeit (tatsächliche
Durchsetzbarkeit) der Forderung im Zeitpunkt der Abtretung
oder der späteren Fälligkeit einzustehen.58 Da Kira der abgetrete-
nen Kaufpreisforderung derzeit noch die Einrede des nicht ge-
hörig erfüllten Vertrags (§ 1052 ABGB analog) entgegenhalten
kann (II.E), ist sie mangelhaft (unrichtig59), und die B-Bank kann
aus zessionsrechtlicher Gewährleistung die Beseitigung dieser
Einrede verlangen.60
Zwischen Nino und der B-Bank erfolgt allerdings keine ge-

wöhnliche Zession iSd § 1392 ABGB, sondern eine Einlösung
iSd § 1422 ABGB. Zwar kommen die zessionsrechtlichen Ge-
währleistungsbestimmungen grundsätzlich trotzdem zur An-
wendung, § 1423 ABGB schränkt die Haftung des (Alt-)Gläubi-
gers bei der notwendigen Zession aber ein:61 „Wird die Einlösung
mit Einverständnis des Schuldners angeboten, so muß der Gläu-
biger die Zahlung annehmen; doch hat er außer dem Fall des

Betruges für die Einbringlichkeit und Richtigkeit der Forderung
nicht zu haften.“
Dem Gesetzeswortlaut nach scheint das hier der Fall zu sein,

löst doch die B-Bank die Kaufpreisforderung „im Einverständnis
aller Beteiligten“ ein, also auch im Einverständnis der Schuldne-
rin Kira. Nach hA gilt die Einschränkung allerdings nicht, wenn
auch der Gläubiger der Einlösung zugestimmt hat, er sie betrie-
ben hat oder sie in seinem Interesse erfolgt,62 was insbesondere
bei einem drittfinanzierten (Raten-)Kauf wie dem gegenständli-
chen der Fall ist. Die Einlösung beruht hier nämlich auf der
freien Entscheidung des Verkäufers (Nino), weshalb die Gründe
für den in § 1423 ABGB vorgesehenen Haftungsausschluss nicht
tragen.63 Nino muss daher für die Richtigkeit der eingelösten
Kaufpreisforderung einstehen, dh die Beeinträchtigung der For-
derung durch die Einrede des nicht gehörig erfüllten Vertrags
(§ 1052 ABGB analog) beseitigen.
Ausführungen zur (Un-)Anwendbarkeit von § 1423 ABGB

waren bei der Prüfung nicht verlangt.

III. Verkehrsunfall

A. Kira gegen Nino auf Schadenersatz gem §§ 1295, 1325
ABGB ex contractu
Kira hat bei ihrem Unfall einen Beinbruch erlitten. Dabei handelt
es sich um eine Körperverletzung, bei der Schadenersatz insbe-
sondere in Form von Zahlung der Heilungskosten, des Ver-
dienstentgangs sowie eines angemessenen Schmerzengeldes in
Betracht kommt (§ 1325 ABGB).64 Der Unfall ist auf einen Rei-
fenplatzer zurückzuführen, der seine Ursache in einer defekten
Motorradfelge hat. Da Kira die V7 bei Nino gekauft hat, kommt
ein vertraglicher Schadenersatzanspruch in Betracht. Beim Bein-
bruch handelt es sich um einen Mangelfolgeschaden, der nach
allgemeinem Schadenersatzrecht zu beurteilen ist.65 Wie bereits
erörtert (II.B), trifft Nino jedoch kein Verschulden (genauer: er
handelt nicht rechtswidrig), sodass der Anspruch nicht besteht.

B. Kira gegen HTM AG auf Schadenersatz gem §§ 1295,
1315, 1325 ABGB ex delicto
Das sorgfaltswidrige Verhalten hat ein Mitarbeiter der Motorrad-
herstellerin HTM AG gesetzt, der die defekte Felge versehentlich
eingebaut hat. Allerdings ist der Mitarbeiter nicht namentlich
genannt, sodass keine Ansprüche gegen ihn geprüft werden müs-
sen. Sehr wohl zu prüfen ist aber, ob Kira Schadenersatz von der
HTM AG verlangen kann. Da zwischen den beiden kein Vertrag
besteht, ist zunächst an einen deliktischen Schadenersatzan-
spruch zu denken. Ein solcher besteht jedoch nicht, weil eine
Besorgungsgehilfenzurechnung nach § 1315 ABGB scheitert.
Es gibt nämlich keine Anhaltspunkte dafür, dass sich die HTM
AG eines habituell untüchtigen oder wissentlich gefährlichen Ge-
hilfen bedient hat.66

57 Perner/Spitzer/Kodek7 690f; Welser/Zöchling-Jud II14 Rz 801ff.
58 Perner/Spitzer/Kodek7 661f; Welser/Zöchling-Jud II14 Rz 553ff.
59 Dullinger, SR AT7 Rz 5/42.
60 Perner/Spitzer/Kodek7 661; Dullinger, SR AT7 Rz 5/43.
61 Dullinger, SR AT7 Rz 5/40; Welser/Zöchling-Jud II14 Rz 572; Stabentheiner/

Kolbitsch-Franz in Kletečka/Schauer (Hrsg), ABGB-ON1.06 § 1423 Rz 7 (Stand:
1. 1. 2023).

62 Dullinger, SR AT7 Rz 5/60; Koziol/Spitzer in KBB7 § 1423 Rz 3.
63 Bollenberger in Apathy/Iro/Koziol, Bankvertragsrecht IV2 Rz 1/218.
64 Perner/Spitzer/Kodek7 319f; Welser/Zöchling-Jud II14 Rz 1467ff.
65 Perner/Spitzer/Kodek7 209f; Welser/Zöchling-Jud II14 Rz 419f.
66 Perner/Spitzer/Kodek7 351f; Welser/Zöchling-Jud II14 Rz 1533ff.
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C. Kira gegen HTM AG auf Schadenersatz aus VmSzD
gem §§ 1295, 1313a, 1325 ABGB
Dass im Fall von Schäden, die durch ein Produkt an anderen
Rechtsgütern herbeigeführt werden, regelmäßig weder eine ver-
tragliche noch eine deliktische Haftung des Produzenten besteht,
wird gemeinhin als unbefriedigend empfunden. Es wurde daher
die Auffassung entwickelt, dass der Vertrag zwischen Hersteller
und Händler Schutzwirkungen gegenüber dem Letztabnehmer
entfaltet. Das ist auch hier der Fall: Kira ist von der Erfüllung
des Vertrags zwischen der HTMAG und Nino vorhersehbar mit-
betroffen. Der Vertrag zwischen Nino und der HTMAG entfaltet
somit ihr gegenüber Schutzwirkungen. Im Rahmen des quasiver-
traglichen Schadenersatzes genießt sie den Vorteil der Erfül-
lungsgehilfenzurechnung. Die HTM AG haftet daher für das
Verhalten ihres Mitarbeiters wie für eigenes Verschulden
(§ 1313a ABGB).67 Dass der Vertrag zwischen der HTM AG
und Nino nach der Irrtumsanfechtung nicht mehr besteht, hin-
dert die Entfaltung von Schutzwirkungen nicht.68 Kira kann da-
her jedenfalls die aus der Körperverletzung resultierenden Nach-
teile ersetzt verlangen.
Ob auch die Schäden am Motorrad zu ersetzen sind, ist

schwieriger zu beurteilen. Schließlich werden beim Vertrag
mit Schutzwirkung zugunsten Dritter nicht die Hauptleistungs-,
sondern die Schutz- und Sorgfaltspflichten erstreckt. Hinzu
kommt, dass strittig ist, ob im Vertrag mit Schutzwirkung zu-
gunsten Dritter auch das bloße Vermögen geschützt sein soll.69
Verneint man das mit der wohl hA, ist zu bedenken, dass die
Lieferung einer mangelhaften Sache keine Verletzung eines
schon vorhandenen Eigentumsrechts des Abnehmers darstellt.70
Schließlich ist zu berücksichtigen, dass Ansprüche aus einem
Vertrag mit Schutzwirkung zugunsten Dritter nach hA nur sub-
sidiär zu unmittelbaren vertraglichen Ansprüchen des Geschä-
digten in Frage kommen.71 Das könnte hier mit Blick auf Kiras
Gewährleistungsanspruch wegen des mangelhaften Motorrads
gegen ihren direkten Vertragspartner Nino (II.A) relevant sein,
wenn man Subsidiarität auch gegenüber Gewährleistungsan-
sprüchen annimmt.72
Welche Lösung von Studierenden hinsichtlich der Schäden

am Motorrad vertreten wurde, hat bei der Beurteilung der Prü-
fung keine Rolle gespielt. Verlangt war aber eine Auseinander-
setzung mit dem Vertrag mit Schutzwirkung zugunsten Dritter.

D. Kira gegen HTM AG auf Schadenersatz gem §§ 1ff PHG
Kira kann sich gegenüber der Herstellerin HTM AG (§ 3 PHG)
nicht nur auf einen Vertrag mit Schutzwirkung zugunsten Dritter
berufen, sondern auch auf die verschuldensunabhängige Pro-
dukthaftung. Bei der V7 handelt es sich nämlich um ein fehler-
haftes Produkt iSd §§ 4f PHG, weil sie eine körperliche beweg-
liche Sache ist und nicht die zu erwartende (Verkehrs- und Be-
triebs-)Sicherheit bietet.73
Zu beachten ist, dass Kira nach dem PHG zwar Ersatz für ihre

Körperverletzung zusteht (§ 14 PHG iVm § 1325 ABGB), nicht
aber für die Reparaturkosten, weil es sich dabei als Folge des
Fehlers am Produkt selbst um einen nicht ersatzfähigen Weiter-
fresserschaden handelt (§ 1 Abs 1 PHG).74

E. Kira gegen Arno auf Schadenersatz gem §§ 1295, 1325
ABGB ex delicto
Arno handelt rechtswidrig und schuldhaft, indem er zu wenig
Sicherheitsabstand hält. Die Rechtswidrigkeit wird durch den
Eingriff in ein absolut geschütztes Rechtsgut indiziert und ergibt
sich letztlich einerseits aus einer Interessenabwägung, wonach

Arnos unnötig gefährliches Verhalten als objektiv sorgfaltswidrig
zu qualifizieren ist. Andererseits verstößt Arno gegen ein Schutz-
gesetz (§ 18 Abs 1 StVO), das gerade auch solche Schädigungen
verhindern soll.75 Hinsichtlich des Verschuldens ist ein objektiver
Maßstab anzulegen („Sachverständigenhaftung“ des Autofahrers
nach § 1299 ABGB).76 Anhaltspunkte für fehlendes Verschulden
gibt es nicht.
Damit ist zu untersuchen, für welche Schäden Arno haftet.

Klar ist, dass Arno keinesfalls für die Kosten der Motorradrepa-
ratur haftet, weil er diese nicht verursacht hat. Schließlich landet
die V7 beim Sturz im Straßengraben und nur Kira bleibt auf der
Fahrbahn liegen, sodass Arno nur mit Kira kollidiert. Hinsicht-
lich der Reparaturkosten fehlt es also an der Kausalität.
Ein Kausalitätsproblem stellt sich aber auch mit Blick auf Ki-

ras Körperverletzung. Das zeigt die Anwendung der Conditio-si-
ne-qua-non-Formel: Denkt man sich Arnos (Fehl-)Verhalten
weg, ist nicht sicher, ob die Schädigung unterblieben wäre.77 Es
kann nämlich nicht festgestellt werden, ob der Beinbruch schon
durch den Sturz oder erst durch die Kollision mit Arnos Auto
herbeigeführt wurde. Das scheint auf den ersten Blick ein Fall
der alternativen Kausalität zu sein: In derartigen Fällen wurde
der Schaden sicherlich entweder durch Ereignis 1 oder Ereignis
2 verursacht, es kann aber nicht festgestellt werden, welches die-
ser Ereignisse die Ursache ist. Nach hA haften dann alle poten-
ziellen Schädiger solidarisch, wenn sie konkret gefährlich gehan-
delt haben (§ 1302 ABGB analog).78 Letzteres wäre bei der HTM
AG (Einbau der defekten Felge; zur Zurechnung des Mitarbeiters
nach § 1313a ABGB auf Basis eines Vertrags mit Schutzwirkung
zugunsten Dritter s III.C) und Arno (Nichteinhalten des Sicher-
heitsabstands) zu bejahen.
Allerdings weist der vorliegende Fall die Besonderheit auf,

dass ein Schädiger (HTM AG) für den Schaden sehr wohl nach-
weislich ursächlich war. Denkt man sich nämlich den Einbau der
defekten Felge durch die HTM AG weg, wäre der Unfall und
damit auch der Beinbruch unterblieben. Für diesen Folgeschaden
hat die HTMAG daher jedenfalls zu haften (s III.C), zumal es bei
einem bloß fahrlässigen nachträglichen Fehlverhalten eines Drit-
ten zu keiner Durchbrechung der Zurechnung kommt.79 Ob in
einem solchen Fall auch der alternativ kausale Schädiger (Arno)
haftet, ist umstritten.80
Bei der Falllösung erwartet war, die Besonderheit der Kausa-

litätsbeurteilung im vorliegenden Fall zu erkennen. Welche Lö-
sung im Ergebnis vertreten wurde, spielte dagegen für die Beur-
teilung keine Rolle.

F. Kira gegen Arno auf Schadenersatz gem §§ 1ff EKHG
Neben der Verschuldenshaftung kommt auch eine Gefährdungs-
haftung nach dem EKHG in Betracht. Es liegt nämlich ein Unfall

67 Perner/Spitzer/Kodek7 350f, 359f; Welser/Zöchling-Jud II14 Rz 644ff, 1524ff,
1624.

68 Koziol, Österreichisches Haftpflichtrecht II3 (2018) Rz A/2/357.
69 Perner/Spitzer/Kodek7 359f; Welser/Zöchling-Jud II14 Rz 648f.
70 Koziol, Haftpflichtrecht II3 Rz A/2/372 FN 93.
71 Perner/Spitzer/Kodek7 360f; Welser/Zöchling-Jud II14 Rz 646.
72 Dagegen etwa Karner in KBB7 § 1295 ABGB Rz 19.
73 Perner/Spitzer/Kodek7 381ff; Welser/Zöchling-Jud II14 Rz 1621ff.
74 Perner/Spitzer/Kodek7 382f; Welser/Zöchling-Jud II14 Rz 1629.
75 Perner/Spitzer/Kodek7 333; Welser/Zöchling-Jud II14 Rz 1392ff.
76 Perner/Spitzer/Kodek7 346; Welser/Zöchling-Jud II14 Rz 1517.
77 Perner/Spitzer/Kodek7 326; Welser/Zöchling-Jud II14 Rz 1365ff.
78 Perner/Spitzer/Kodek7 330f; Welser/Zöchling-Jud II14 Rz 1375; trotz de lege

lata schwieriger Begründung für bloße Teilhaftung Koziol, Österreichisches
Haftpflichtrecht I4 (2020) Rz B/2/53ff.

79 Perner/Spitzer/Kodek7 338; Rabl/Herndl/Riedler, SR BT7 Rz 13/11.
80 Dafür etwa Koziol, Haftpflichtrecht I4 Rz B/2/56.
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beim Betrieb eines Kfz vor (§ 1 EKHG), und dessen Halter ist
Arno (§ 5 EKHG).81 Ein Ersatz der Reparaturkosten scheidet
wie bei der Verschuldenshaftung mangels Kausalität aus; ob Kira
von Arno Ersatz für ihre Körperverletzung erlangen kann, hängt
wie bei der Verschuldenshaftung davon ab, wie man das Sonder-
problem der alternativen Kausalität beurteilt (III.E). Je nachdem
ist der Anspruch im Ergebnis mit der gleichen Begründung zu
bejahen oder zu verneinen.

G. Arno/HTM AG – HTM AG/Arno auf Regress
gem § 896 ABGB
Je nachdem, ob eine solidarische Haftung der HTM AG und Ar-
no bejaht oder verneint wurde, ist auch ein Regressanspruch zu

bejahen bzw zu verneinen. Das Ausmaß des Rückgriffs bestimmt
sich nach der Schwere der Sorglosigkeit, sonst nach Köpfen
(§ 896 ABGB).82
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81 Perner/Spitzer/Kodek7 386ff; Welser/Zöchling-Jud II14 Rz 1592ff.
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